Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3844 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 13. Februar 1969 

III/l — 68070 — 5131/69 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung des gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Niederlassungsfreiheit 

in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates über die Einzelheiten der Ver- 
wirklichung der Niederlassungsfreiheit bei den Tätigkeiten 
in der Landwirtschaft 

eine Richtlinie des Rates über die Einzelheiten der Ver- 
wirklichung der Niederlassungsfreiheit für die selbstän- 
digen landwirtschaftlichen Dienste. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 3. Februar 
1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 
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Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
über die Einzelheiten der Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit bei den Tätigkeiten in der Landwirtschaft 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54, Absätze (2) und (3), 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit ^), insbesondere auf Abschnitt IV, F, 6), 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Allgemeine Programm zur Aufhebung der Be- 
schränkungen der Niederlassungsfreiheit enthält für 
die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit im 
Bereich der Landwirtschaft einen besonderen Zeit- 
plan, der die besondere Eigenart der landwirtschaft- 
lichen Tätigkeit berücksichtigt. Als letzte Maßnahme 
sieht dieser Zeitplan die Beseitigung aller noch be- 
stehenden Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit in der Landwirtschaft für Angehörige anderer 
Mitgliedstaaten vor. 

Um die richtige Anwendung dieser Richtlinie zu 
gewährleisten, ist klar zu definieren, was unter 
Tätigkeiten in der Landwirtschaft zu verstehen ist. 

Die landwirtschaftlichen Tätigkeiten im Sinne die- 
ser Richtlinie umfassen den Absatz der eigenbetrieb- 
lichen Produkte durch den Erzeuger. 

Da diese Richtlinie die letzte der in Abschnitt IV F 
des Allgemeinen Programms zur Verwirklichung der 
Niederlassungsfreiheit in der Landwirtschaft vor- 
gesehenen Richtlinien sein soll, muß möglichst um- 
fassend festgelegt werden, was mit Bezug auf dieses 
Programm unter Beschränkung zu verstehen ist. 

Die Niederlassungsbedingungen dürfen nicht 
durch Beihilfen verfälscht werden, die vom Heimat- 
oder Herkunftsstaat gewährt werden. Für die ord- 
nungsgemäße Anwendung dieser Richtlinie ist des- 
halb klarzustellen, wie Artikel 54 Absatz 3 Buch- 
stabe h) des Vertrages zu verstehen ist. 

Nach den Bestimmungen des Allgemeinen Pro- 
gramms sind die Beschränkungen des Rechts auf Bei- 

g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 36 


tritt zu Berufsorganisationen soweit zu beseitigen, 
wie die Ausübung dieses Rechts zur Berufstätigkeit 
des Betreffenden gehört. 

Die Einreise- und Aufenthaltsbedingungen für alle 
Begünstigten der Niederlassungsfreiheit waren Ge- 
genstand zweier vom Rat am 25. Februar 1964 er- 
lassener Richtlinien '). 

Soweit erforderlich wurden oder werden Richt- 
linien zur Koordinierung der Schutzbestimmungen 
erlassen, die in den Mitgliedstaaten von den Ge- 
sellschaften im Interesse der Gesellschafter sowie 
Dritter verlangt werden. 

Die bereits aufgrund von Abschnitt IV F des All- 
gemeinen Programms zur Aufhebung der Beschrän- 
kungen der Niederlassungsfreiheit erlassenen Richt- 
linien bleiben in Kraft, soweit ihre Bestimmungen 
nicht in Widerspruch zu dieser Richtlinie stehen. 

Schließlich wird die Niederlassungsfreiheit in der 
Landwirtschaft durch die gegenseitige Anerkennung 
der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Be- 
fähigungsnachweise erleichtert. Zu diesem Zweck 
müssen später weitere Richtlinien erlassen wer- 
den — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten beseitigen zugunsten der in 
Abschnitt I des Allgemeinen Programms zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit aufgeführten natürlichen Personen und Gesell- 
schaften — im folgenden Begünstigte genannt — die 
in Abschnitt III dieses Programms genannten Be- 
schränkungen für die Aufnahme und Ausübung der 
in Artikel 2 beschriebenen selbständigen Tätigkeiten 
in der Landwirtschaft. 


Artikel 2 

Landwirtschaftliche Tätigkeiten im Sinne dieser 
Richtlinie sind die in Anlage V des Allgemeinen Pro- 
gramms zur Aufhebung der Beschränkungen der 
Niederlassungsfreiheit aufgeführten Tätigkeiten 
(Hauptgruppe aus 01, Landwirtschaft, Gruppe 011 


2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 vom 
4. April 1964, S. 845, 850 
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der Internationalen Systematik der Wirtschafts- 
zweige) ^], und zwar insbesondere: 

a) allgemeine Landwirtschaft, einschließlich des 
Weinbaus, Obstbau, Samenzucht, Gemüsebau, 
Blumen- und Zierpflanzenzucht, auch in Gewächs- 
häuser; 

b) Viehzucht, Geflügelzucht, Kaninchenzucht, Pelz- 
tierzucht usw.; Bienenzucht; Erzeugung von 
Fleisch, Milch, Wolle, Häuten und Pelzen, Eiern, 
Honig. 

Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten beseitigen vor allem die Be- 
schränkungen, 

a) weiche die Begünstigten aufgrund von Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften daran hindern, sich 
unter den gleichen Bedingungen und mit den 
gleichen Rechten wie Inländer im Aufnahmeland 
niederzulassen, 

b) welche aus einer Verwaltungspraxis entstehen, 
die darauf hinausläuft, die Begünstigten eine ge- 
genüber Inländern unterschiedliche Behandlung 
erfahren. 

2. Zu den zu beseitigenden Beschränkungen ge- 
hören insbesondere diejenigen, die in Vorschriften 
enthalten sind, welche eine Niederlassung der Be- 
günstigten in folgender Weise verbieten oder be- 
schränken: 

a) in Belgien 

— durch das Erfordernis einer „carte profes- 
sionnelle" (Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Fe- 
bruar 1965); 

b) in Frankreich 

— durch das Erfordernis, daß Ausländer eine 
„carte professionnelle d’exploitant agricole" 
oder eine besondere Gewerbegenehmigung 
(autorisation d'exploiter) besitzen müssen 
(Dekret Nr. 54-72 vom 20, Januar 1954, 
Arrete vom 30. März 1955), 

— durch das Erfordernis im Einzelfall einer 
„carte d'identite d'etranger commer(;ant" 
(Decret-loi vom 12. November 1938, Loi vom 
8. Oktober 1940); 

c) in Luxemburg 

— durch die begrenzte Geltungsdauer der Aus- 
ländern erteilten Genehmigungen zur Aus- 
übung der Tätigkeit eines Gärtners, Blumen- 
gärtners und Samenzüchters (Gesetz vom 
2. Juni 1962, Artikel 21). 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten erkennen den Begünstigten 
dieser Richtlinie die Freiheit zu, von Rechts wegen 
die in Artikel 2 bezeichneten selbständigen Tätig- 
keiten ohne vorherige Genehmigung, unter den glei- 
chen Bedingungen wie Inländer aufzunehmen und 
auszuüben. 


^) Statistisches Amt der Vereinten Nationen, Etudes sta- 
tistiques, Serie M, Nr. 4, Rev. 1 (New York 1958) 


I Artikels 

i 

1. Die Mitgliedstaaten gewähren ihren Staatsange- 
hörigen anläßlich ihrer Niederlassung in einem an- 
deren Mitgliedstaat oder im Anschluß daran keine 
direkten oder indirekten Beihilfen, insbesondere in 
Form von Darlehen, die die Niederlassungsbedin- 
gungen im Aufnahmeland verfälschen können. 

2. Es sind insbesondere folgende Beihilfen auf- 
zuheben: ^ 

— in Deutschland: 

Die Beihilfen, die gemäß den vom Bundesmini- 
sterium für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten am 1, Oktober 1964 erlassenen Grund- 
sätzen für die Verwendung von Bundeshaus- 
haltsmitteln zur Förderung der Siedlung im 
Ausland gewährt werden, 

— in den Niederlanden: 

die Kreditbürgschaften auf Grund der Reichs- 
kreditgarantieregelung, soweit diese nieder- 
ländischen Staatsangehörigen gewährt werden, 
die sich in einem anderen Mitgliedstaat nieder- 
lassen. 

3. Als Beihilfen, welche die Niederlassungsbedin- 
gungen verfälschen, gelten nicht: 

a) die verwaltungsmäßige, technische und soziale 
Hilfe, die den Begünstigten im Sinne dieser 
Richtlinie im Rahmen der Zusammenarbeit zwi- 
schen Dienststellen und Einrichtungen gewährt 
wird, die zu diesem Zweck von den zuständigen 
Behörden der Herkunfts- und der Aufnahmelän- 
der zugelassen sind und überwacht werden; 

b) die finanzielle oder materielle Beteiligung des 
Herkunftslandes an den Reise- und Transport- 
kosten für seine Familienangehörigen, seine per- 
sönliche Habe, seinen Hausrat und sein leben- 
des oder totes Inventar bis zur Grenze des Auf- 
nahmelandes. 


Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die von 
dieser Richtlinie Begünstigten unter denselben Be- 
dingungen und mit den gleichen Rechten und Pflich- 
ten wie die Inländer den Berufsorganisationen bei- 
treten können. 

2. Das Beitrittsrecht umfaßt das Recht, durch Wahl 
oder Ernennung in leitende Positionen in der Be- 
rufsorganisation zu gelangen. Diese leitenden Posi- 
tionen können jedoch Inländern Vorbehalten wer- 
den, wenn die betreffende Organisation auf Grund 
einer Rechtsvorschrift an der Ausübung der öffent- 
lichen Gewalt teilnimmt. 

3. Im Großherzogtum Luxemburg verleiht die Zu- 
gehörigkeit zur Handelskammer, zur Handwerks- 
kammer und zur Landwirtschaftskammer den Be- 
günstigten nicht das Recht auf Teilnahme an der 
Wahl der Verwaltungsorgane. 
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Artikel 7 

1. Wird in einem Aufnahineland von den eigenen 
Staatsangehörigen für die Ausübung einer der in 
Artikel 2 genannten Tätigkeiten ein Zuverlässig- 
keitsnachweis und der Nachweis, daß sie vorher 
nicht in Konkurs gegangen sind, oder nur einer 
dieser beiden Nachweise verlangt, so erkennt dieses 
Land bei Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaa- 
ten als ausreichenden Nachweis die Vorlage eines 
Strafregisterauszuges oder in Ermangelung dessen 
die Vorlage einer von einer zuständigen Justiz- 
oder Verwaltungsbehörde des Heimat- oder Her- 
kunftslandes ausgestellten gleichwertigen Urkunde 
an, aus denen sich ergibt, daß diese Bedingungen er- 
füllt sind. 

2. Wird im Heimat- oder Herkunftsland eine Be- 
scheinigung darüber, daß kein Konkurs erfolgt ist, 
nicht ausgestellt, so kann sie durch eine eidesstatt- 
liche Erklärung ersetzt werden, die der Betreffende 
vor einer zuständigen Justiz- oder Verwaltungs- 
behörde, einem Notar oder einer hierzu befugten, 
für seinen Beruf zuständigen Stelle des Heimat- 
oder Herkunftslandes abgegeben hat. 

3. Die gemäß den Absätzen 1 und 2 ausgestellten 
Bescheinigungen dürfen bei ihrer Vorlage nicht 
älter als drei Monate sein. 

4. Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der 
in Artikel 9 vorgesehenen Frist die für die Aus- 


'*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, L 260 
vom 20. Oktober 1968 


Stellung der vorgenannten Bescheinigung zuständi- 
gen Behörden und Stellen und unterrichten davon 
unverzüglich die anderen Mitgliedstaaten und die 
Kommission. 

Artikel 8 

Die Vorschriften der Richtlinie des Rates vom 
15. Oktober 1968 über die Verwirklichung der Nie- 
derlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungs- 
verkehrs für die selbständigen Tätigkeiten des Ein- 
zelhandels (aus CITI-Gruppe 612) '*) und der Richt- 
linie des Rates vom 15, Oktober 1968 über die 
Einzelheiten der Ubergangsmaßnahmen auf dem 
Gebiet der selbständigen Tätigkeiten des Einzelhan- 
dels (aus CITI-Gruppe 612) ^) gelten auch für die 
Verkaufstätigkeiten der Erzeuger von landwirt- 
schaftlichen Produkten, die, ohne sich im Aufnahme- 
land als Erzeuger niedergelassen zu haben, dort ihre 
Erzeugnisse im Einzelhandel dem Endverbraucher 
selbst verkaufen. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie binnen sechs Mo- 
naten nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und 
setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 

Artikel 10 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Begründung des Vorschlags 

Das Allgemeine Programm zur Aufhebung der Be- 
schränkungen der Niederlassungsfreiheit, das am 
18. Dezember 1961 vom Rat beschlossen worden 
ist, enthält einen besonderen Zeitplan für die L and- 
wirtschaft, in dem im Abschnitt IV, F, 6 vorgesehen 
wird, daß am Ende der Übergangszeit alle sonstigen 
Beschränkungen für die Aufnahme und Ausübung 
landwirtschaftlicher Tätigkeiten durch Landwirte 
anderer Mitgliedstaaten beseitigt werden. 

Die Kommission legt dem Rat gemäß Artikel 54 
Abs. 2 des Vertrages ihren Vorschlag zur Durchfüh- 
rung der obigen Bestimmungen vor. Nach dem 
Wortlaut dieses Artikels obliegt es dem Rat, vor 
der Beschlußfassung mit qualifizierter Mehrheit den 
Wirtschafts- und Sozialausschuß und das Euro- 
päische Parlament anzuhören. Dieser Vorschlag ist 
die sechste der Maßnahmen, mit denen die Nieder- 
lassungsfreiheit in der Landwirtschaft verwirklicht 
werden soll. Die beiden ersten Maßnahmen sind: 
die Richtlinie 63/261 vom 2. April 1963 2) über die 
Einzelheiten der Verwirklichung der Niederlas- 
sungsfreiheit in der Landwirtschaft „im Hoheitsge- 
biet eines Mitgliedstaates für Angehörige der ande- 
ren Länder der Gemeinschaft, die als landwirt- 
schaftliche Arbeitnehmer zwei Jahre lang ohne 
Unterbrechung in diesem Mitgliedstaat gearbeitet 
haben," und die Richtlinie 63/262 vom 2. April 
1963^) über „die seit mehr als zwei Jahren ver- 
lassenen oder brachliegenden landwirtschaftlichen 
Betriebe." Die dritte Gruppe von Maßnahmen be- 
steht aus einer Richtlinie über landwirtschaftliche 
Pachtverträge (Richtlinie 67/531 vom 25. Juli 1967 '‘j 
und einer Richtlinie über das Recht auf Betriebs- 
wechsel in der Landwirtschaft (Richtlinie 67/530) 
vom 25. Juli 1967^). Die vierte Gruppe von Maß- 
nahmen bilden zwei Richtlinien über den Zugang 
zu den Genossenschaften (Richtlinie 67/532 vom 
25. Juli 1967 ^) und über den Zugang zu den ver- 
schiedenen Arten von Krediten (5. April 1968) ^). 

Die fünfte Maßnahme ist die Richtlinie über den 
Zugang zu Beihilfen: sie wurde am 23. Dezember 
1966 von der Kommission dem Rat zugeleitet. Das 
Europäische Parlament und der Wirtschafts- und 
Sozialausschuß haben schon am 31. Mai 1967 bzw. 
am 15. Mai 1968 Stellung genommen. Der Rat hat 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 36 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 62 vom 
20. April 1963, S. 1323 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 62 vom 
20. April 1963, S. 1326 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 190 
vom 10. August 1967, S. 190 3, 190/1, 190/5 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 93 
vom 17. April 1968, S. 13 


die Richtlinie am 20. Dezember 1968 vorbehaltlich 
sprachlicher Überarbeitung verabschiedet. 

2. Allgemeine Bemerkungen 

Der vorliegende Vorschlag ist einer der letzten 
Rechtsakte, die dem Rat in Durchführung des All- 
gemeinen Programms zur Aufhebung der Beschrän- 
kungen der Niederlassungsfreiheit in der Landwirt- 
schaft vorgelegt werden. Er ist auch der bedeu- 
tendste. Sein Ziel ist die Verwirklichung der voll- 
ständigen Niederlassungsfreiheit durch Aufhebung 
aller Beschränkungen, die der Aufnahme und Aus- 
übung selbständiger Tätigkeiten in der Landwirt- 
schaft durch Angehörige anderer Mitgliedstaaten 
— natürliche Personen oder Gesellschaften nach 
Artikel 58 des Vertrages — unter den gleichen Be- 
dingungen wie die Staatsangehörigen des Aufnah- 
melandes entgegenstehen. 

In dem Prozeß der Verwirklichung der Niederlas- 
sungsfreiheit in der Landwirtschaft, wie er im All- 
gemeinen Programm vorgesehen ist, lassen sich 
drei Stufen unterscheiden: 

Sofort nach Verabschiedung des Allgemeinen Pro- 
gramms wurden liberalisiert: die Aufnahme und 
Ausübung selbständiger Tätigkeiten in der Land- 
wirtschaft unter den gleichen Bedingungen wie für 
die eigenen Staatsangehörigen zugunsten der land- 
wirtschaftlichen Arbeitnehmer eines anderen Mit- 
gliedslandes, die als solche zwei Jahre lang im Auf- 
nahmeland (Richtlinie 63/261) gearbeitet haben, so- 
wie zugunsten der Staatsangehörigen eines anderen 
Mitgliedslandes, die sich an landwirtschaftlichen Be- 
trieben, die seit mehr als zwei Jahren verlassen 
sind oder brachliegen, niedergelassen haben (Richt- 
linie 63/262). Bis zum 31. Dezember 1966 wurden in 
Frankreich 313 Landwirte durch die Richtlinie 
63/261 und 71 Landwirte durch die Richtlinie 63/262, 
d. h. insgesamt 384 Landwirte, begünstigt-, 21 Land- 
wirte waren deutscher, 72 belgischer, 264 italie- 
nischer und 44 niederländischer und einer luxembur- 
gischer Nationalität. 

In einer zweiten Stufe wurden alle Beschränkun- 
gen aufgehoben, die die Landwirte, die sich nieder- 
gelassen hatten oder sich niederlassen wollten, an 
einer Ausübung ihrer Tätigkeiten unter den glei- 
chen Bedingungen und zu den gleichen Rechten wie 
die eigenen Staatsangehörigen hinderten. Diese 
Landwirte erhielten schrittweise den Zugang zu dem 
System der landwirtschaftlichen Pachtverträge 
(Richtlinie 67/531), das Recht auf Betriebswechsel 
(Richtlinie 67/530), den Zugang zu den Genossen- 
schaften (Richtlinie 67/532), zu Krediten (Richtlinie 


®) Mit Ausnahme der durch die Richtlinie 63/262 Begün- 
stigten, die aus verständlichen Gründen nicht in den 
Genuß des Rechts auf Betriebswechsel kamen. 
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68/992) und werden demnächst auch Beihilfen er- 
halten können. Aus den bruchstückhaften Statisti- j 
ken der Mitgliedsländer geht folgendes hervor: ' 
1959 hatten sich 1767 Landwirte aus anderen Mit- j 
gliedstaaten in Belgien niedergelassen, darunter i 
906 Niederländer, 73 Deutsche, 137 Luxemburger, | 
252 Franzosen und 399 Italiener; sie bewirtschafte- * 
ten 13 330 ha bei einer Gesamtanbaufläche von | 
1 656 583 ha; seit 1958 haben sich 94 Landwirte aus ^ 
anderen Mitgliedstaaten in den Niederlanden nie- 
dergelassen; ferner kann man die Zahl der Land- 
wirte, die sich in Luxemburg niedergelassen haben 
und meist Niederländer sind, auf etwa 200 schätzen. 

Daraus geht also hervor, daß die Zahl der durch die 
vorherige Richtlinien Begünstigten ziemlich niedrig 
liegt (1959 betrug die Zahl der Landwirte aus an- 
deren Mitgliedstaaten, die sich in Belgien nieder- 
gelassen hatten, nur 0,67 ^/o der Gesamtzahl der 
Landwirte in diesem Land); das liegt an den restrik- 
tiven Praktiken, dufch die die Aufnahme selbständi- 
ger Tätigkeiten in der Landwirtschaft in den Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft beschränkt wird für 
Angehörige der anderen Mitgliedsländer. Die Auf- 
nahme solcher Tätigkeiten wird derzeit durch bila- 
terale oder multilaterale Abmachungen geregelt 
oder die Behörden des Aufnahmelandes können dar- 
über frei entscheiden. 

Daher mußte nach Verwirklichung der Gleichstel- 
lung der Landwirte, die sich unter den obengenann- 
ten Bedingungen niedergelassen hatten, in einer 
dritten Stufe die Aufnahme landwirtschaftlicher Tä- 
tigkeiten vollständig liberalisiert werden"). Der 
vorliegende Vorschlag, der die Niederlassung von 
Rechts wegen einführt und alle noch bestehenden 
Beschränkungen beseitigt, wird eine ganz neue 
Lage schaffen. Es fehlen genaue Angaben aus der 
letzten Zeit über die Zu- und Abwanderungen von 
Landwirten innerhalb der Gemeinschaft und insbe- 
sondere über die Auswirkung der Erleichterungen, 
die den Begünstigten durch die Gleichstellungs- 
maßnahmen der Mitgliedstaaten in Anwendung der 
vorgenannten Richtlinien gewährt wurden; daher 
ist es nicht möglich, die Auswirkungen einer voll- 
ständigen Liberalisierung von Aufnahme und Aus- 
übung der landwirtschaftlichen Tätigkeit auf den 
Umfang dieser Wanderungsbewegungen zu beurtei- 
ten. Die Gegebenheiten des Problems haben sich 
jedoch geändert. Dies muß bei der Agrarstruktur- 
politik berücksichtigt werden. Das Niederlassungs- 


h Es ist zu bemerken, daß die Dienstleistungen in den 
landwirtschaftlichen Nebentätigkeiten und die Nieder- 
lassung und die Dienstleistungen bei den forstwirt- 
schaftlichen Tätigkeiten am 14. Dezember 1964 durch 
die Richtlinie des Rates 65/1 bzw. am 24. Oktober 1967 
durch die Richtlinie des Rates 67/654 vollständig libe- 
ralisiert worden sind. 


recht ist aber nur einer der Aspekte der räumlichen 
Mobilität, die von dieser Politik berührt wird; es 
scheint keineswegs erforderlich zu sein, den Fort- 
schritt der Arbeiten in einem Sektor mit dem Fort- 
schritt der Studien in dem anderen Sektor zu kop- 
peln. 

Man kann diesen Richtlinienvorschlag also als die 
wichtigste Rechtsvorschrift für das Niederlassungs- 
recht in der Landwirtschaft betrachten, und zwar 
nicht nur wegen seiner Bedeutung in prinzipieller 
Hinsicht und wegen der wirtschaftlichen und sozia- 
len Auswirkungen, sondern auch deshalb, weil die- 
ser Vorschlag, ohne daß er die auf der Grundlage 
des Abschnittes IV des Allgemeinen Programms zur 
Aufhebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit vorher erlassenen Richtlinien ersetzt, diese 
noch vervollständigt und in bestimmten Punkten 
abändert. 

Da die Durchführung in den Zuständigkeitsbereich 
der Mitgliedstaaten fällt, werden in dem Vorschlag 
die aufgehobenen oder abgeänderten Bestimmungen 
nicht aufgeführt. Die Bestimmungen der Artikel 5 
der Richtlinien 63/261 und 63/262 über die Mittei- 
lung der Niederlassung an die Behörden des Auf- 
nahmelandes durch die Begünstigten sind die wich- 
tigsten Bestimmungen, die abgeändert wurden. 
Diese Mitteilung war dadurch gerechtfertigt, daß 
sich die Begünstigten als landwirtschaftliche Arbeit- 
nehmer ausweisen und den Nachweis erbringen 
mußten, daß sie in deren Eigenschaft seit mehr als 
zwei Jahren im Aufnahmeland eine landwirtschaft- 
liche Tätigkeit ausgeübt und die Absicht haben, sich 
auf verlassenem und brachliegendem Land nieder- 
zulassen. In dem System der mit diesem Vorschlag 
eingeführten Niederlassung von Rechts wegen ist 
eine solche Mitteilung nicht mehr gerechtfertigt. 


3. Besondere Bemerkungen 

Landwirtschaftliche Tätigkeiten 

Wie bei den vorherigen Richtlinien, die auf der 
Grundlage des Abschnittes IV, F des Allgemeinen 
Programms zur Aufhebung der Beschränkungen der 
Niederlassungsfreiheit erlassen worden sind, sind 
die in Artikel 2 des vorliegenden Vorschlages ge- 
nannten landwirtschaftlichen Tätigkeiten diejenigen, 
die in der Anlage V des Allgemeinen Programms 
aufgeführt sind. 

Es wurde für zweckmäßig erachtet, in Artikel 2 
einige der in diesem Anhang genannten Haupttätig- 
keiten beispielhaft aufzuführen. Es wird hier be- 
tont, daß die Seidenraupenzucht, der Anbau von 
Oliven und Textilfasern, obgleich diese Tätigkeiten 
in dieser Aufzählung nicht enthalten sind, unter 
die durch diesen Vorschlag liberalisierten Tätig- 
keiten fallen. 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
über die Einzelheiten der Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit für die selbständigen landwirtschaftlichen Dienste 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54 Absätze 2 und 3, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit ^), insbesondere auf Abschnitt IV, F, 6, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Allgemeine Programm zur Aufhebung der 
Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit enthält 
für die Verwirklichung dieser Niederlassungsfrei- 
heit im Bereich der landwirtschaftlichen Dienste 
einen anderen Zeitplan als denjenigen der für die 
Verwirklichung des freien Dienstleistungsverkehrs 
für die gleichen Tätigkeiten vorgesehen ist; auf 
Grund dieses Zeitplans hat der Rat am 14. Dezember 
1964 die Richtlinie 65/1 über die Einzelheiten der 
Verwirklichung des freien Dienstleistungsverkehrs 
in den Berufen der Landwirtschaft und des Garten- 
baues erlassen. Die Niederlassungsfreiheit für diese 
Tätigkeiten soll am Ende der Übergangszeit ver- 
wirklicht sein. 

Da dies eine der letzten Richtlinien ist, die das 
Allgemeine Programm für die landwirtschaftlichen 
Dienste vorsieht, ist die Bedeutung der folgenden 
Bestimmung dieses Programms hervorzuheben; „Die 
Tätigkeiten, die nicht namentlich in den Anlagen zu 
diesem Programm enthalten sind, sind in die Gruppe 
einzuordnen, welche die nächstverwandten Tätig- 
keiten umfaßt, wobei die wirtschaftlichen Gegeben- 
heiten innerhalb der Europäischen Wirtschaftsge- 1 
meinschaft und insbesondere die technische Entwick- 
lung zu berücksichtigen sind. 

Die landwirtschaftlichen Dienste entsprechen oft 
den Tätigkeiten der Forstwirtschaft, insbesondere im 
Falle von Rodungsarbeiten; die Niederlassungsfrei- 
heit für diese Tätigkeit ist durch die Richtlinie 67/654 
des Rates vom 24. Oktober 1967^) über die Nieder- 
lassungsfreiheit und den freien Dienstleistungsver- 
kehr für die selbständigen Tätigkeiten in der Forst- 


h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 36 


Wirtschaft und der Holzgewinnung verwirklicht wor- 
den. Diese Richtlinie findet bereits auf die landwirt- 
schaftlichen Dienste bei landwirtschaftlich-forstwirt- 
schaftlichen Mischbetrieben Anwendung. 

Die Tätigkeiten der Diplomlandwirte und Tier- 
ärzte sowie die Pflegestellen für Tiere werden in 
anderen Richtlinienvorschlägen behandelt werden. 

Beim Bau von Anlagen zur Erschließung von Quel- 
len, zur Be- und Entwässerung und bei Arbeiten im 
I Zusammenhang mit der Trockenlegung — Tätigkei- 
! ten die oft mit einigen in der Richtlinie erfaßten 
; landwirtschaftlichen Diensten verbunden sind • — ist 
I oder wird die Niederlassungsfreiheit in Anwendung 
I der Richtlinien des Rates vom 7. Juli 1964 über die 
Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für selbständige 
Tätigkeiten der be- und verarbeitenden Gewerbe 
der CITI-Hauptgruppen 23 — 40 (Industrie und Hand- 
werk) und über die Einzelheiten der Übergangsmaß- 
nahmen auf dem Gebiet der selbständigen Tätig- 
keiten der be- und verarbeitenden Gewerbe der 
CITI-Hauptgruppen 23 — 40 (Industrie und Hand- 
werk) ^) sowie der in Anwendung der später zu er- 
lassenden Richtlinie über die Vergabe öffentlicher 
Bauaufträge verwirklicht werden. 

Nach den Bestimmungen des Allgemeinen Pro- 
gramms sind die Beschränkungen des Rechts auf Bei- 
tritt zu Berufsorganisationen so weit zu beseitigen, 
wie die Ausübung dieses Rechts zur Berufstätigkeit 
des Betreffenden gehört. 

Die Reise- und Aufenthaltsbedingungen für alle 
Begünstigten der Niederlassungsfreiheit waren Ge- 
genstand zweier vom Rat am 25. Februar 1964 erlas- 
senen Richtlinien '^). 

Soweit erforderlich, wurden oder werden Richt- 
linien zur Koordinierung der Schutzbestimmungen 
erlassen, die in den Mitgliedstaaten von den Gesell- 
! schäften im Interesse der Gesellschafter sowie Drit- 
ter verlangt werden. 

Die Niederlassung auf dem Sektor der landwirt- 
schaftlichen Dienste, besonders hinsichtlich der tech- 
nischen Hilfe und des Umgangs mit gefährlichen 
oder gifthaltigen Stoffen wird erleichtert durch eine 


-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 263 
vom 20. Oktober 1967 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 23. Juli 1964, S. 1880, 1863 
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Richtlinie über die Einzelheiten der Übergangsmaß- 
nahmen auf dem Gebiete der Tätigkeiten der Ver- 
teilung und der beruflichen Verwendung von Gift- 
stoffen bis zur gegenseitigen Anerkennung der 
Diplome, Zeugnisse und sonstigen Befähigungsnach- 
weise und der Koordinierung einiger einzelstaat- 
licher Regelungen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten beseitigen zugunsten der in 
Abschnitt I des Allgemeinen Programms zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit aufgeführten natürlichen Personen und Gesell- 
schaften ■ — im folgenden Begünstige genannt — die 
in Abschnitt III dieses Programms genannten Be- 
schränkungen für die Niederlassung bei den in Arti- 
kel 2 beschriebenen selbständigen Tätigkeiten. 

Artikel 2 

1. Die Vorschriften dieser Richtlinie gelten für die 
landwirtschaftlichen Dienste, die in Anlage V des 
Allgemeinen Programms zur Aufhebung der Be- 
schränkungen der Niederlassungsfreiheit aufgeführt 
sind (Hauptgruppe aus 01, Landwirtschaft, Gruppe 
aus 012 der Internationalen Systematik der Wirt- 
schaftszweige) : 

a) Technische Hilfe, 

b) Unkraut- und Schädlingsbekämpfung, Spritzen 
von Pflanzen und Anbauflächen, 

c) Schneiden von Bäumen, 

d) Pflücken, Verpacken, einschließlich Aufmachung, 

e) Nutzung (Bewirtschaftung) von Bewässerungsan- 
lagen, 

f) Vermietung landwirtschaftlicher Maschinen, 

g) Bodenpflege und Bodenbearbeitung, 

h) Mähen und Einbringen der Ernte, Dreschen, Pres- 
sen und Einsammeln mit mechanischen und nicht- 
mechanischen Mitteln, 

i) die oben nicht genannten Tätigkeiten, 

mit Ausnahme der in den Untergruppen 0121 und 
0122 CITI aufgeführten Tätigkeiten (Diplomland- 
wirte, tierärztliche Dienste, Tierkliniken). 

2. Die Tätigkeiten, die unter die einzelnen Buch- 
staben von Absatz 1 fallen, sind im Anhang dieser 
Richtlinie im einzelnen aufgeführt. 

Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten beseitigen vor allem die Be- 
schränkungen, 

a) welche die Begünstigten aufgrund von Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften daran hindern, sich 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 
vom 4. April 1964, S. 845, 850 
^) Statistisches Amt der Vereinten Nationen, Etudes 
statistiques Serie M, Nr. 4, Rev. 1 (New York 1958) 


unter den gleichen Bedingungen und mit den 
gleichen Rechten wie Inländer im Aufnahmeland 
niederzulassen; 

b) welche aus einer Verwaltungspraxis entstehen, 
die darauf hinausläuft, daß die Begünstigten eine 
gegenüber Inländern unterschiedliche Behand- 
lung erfahren. 

2. Zu den zu beseitigenden Beschränkungen gehö- 
ren insbesondere diejenigen, die in Vorschriften 
enthalten sind, welche eine Niederlassung der Be- 
günstigten in folgender Weise verbieten oder be- 
schränken: 

a) in Belgien: 

— durch das Erfordernis einer „carte profession- 
nelle" (Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Fe- 
bruar 1965) ; 

b) in Frankreich: 

— durch das Erfordernis einer „carte d'identite 
d'etranger commerqant" (Decret-Loi vom 
12. November 1938, Loi vom 8. Oktober 1940); 

c) in Luxemburg: 

— durch die begrenzte Geltungsdauer der Aus- 
ländern erteilten Genehmigungen (Gesetz vom 
2. Juni 1962, Artikel 21). 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten sorgen besonders dafür, daß: 

a) die Begünstigten bei ihren Arbeiten unter den 
gleichen Bedingungen, die ihre eigenen Staats- 
angehörigen 

- — die zu diesem Zweck vorgesehenen verschie- 
denen Arten von Krediten, Beihilfen und Zu- 
schüssen erhalten, 

— in den Genuß der üblichen Steuervergünsti- 
gungen, insbesondere beim Erwerb des be- 
nötigten Kraftstoffes kommen; 

b) die Begünstigten alle privatrechtlichen oder 
öffentlich-rechtlichen Verträge zur Ausübung 
ihrer beruflichen Tätigkeit unter den gleichen 
Bedingungen wie ihre eigenen Staatsangehörigen 
abschließen können, und zwar insbesondere bei 
Arbeiten, die Bestandteil der Programme zur 
Verbesserung der Agrarstruktur sind; hierzu ge- 
hören auch die Unterbreitung diesbezüglicher An- 
gebote und die Beteiligung als Vertragspartner 
oder als Zulieferer; 

c) falls in ihrem Hoheitsgebiet die Ausführung be- 
stimmter Arbeiten, insbesondere der Umgang mit 
gefährlichen oder gifthaltigen Stoffen, von einer 
Sondergenehmigung für den Unternehmer ab- 
hängig gemacht wird, die Begünstigten diese 
Sondergenehmigung ohne größere Schwierigkei- 
ten als ihre eigenen Staatsangehörigen beantra- 
gen und erhalten können. 

Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die von 
dieser Richtlinie Begünstigten unter denselben Be- 
dingungen und mit den gleichen Rechten und Pflich- 
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ten wie die Inländer den Berufsorganisationen bei- die Vorlage einer von einer Justiz- oder Verwal- 
treten können. tungsbehörde des Heimat- oder Herkunftslandes aus- 

gestellten gleichwertigen Urkunde an, aus denen 

2. Das Beitrittsrecht umfaßt das Recht, durch Wahl sich ergibt, daß die Bedingungen erfüllt sind, 

oder Ernennung in leitende Positionen in der Berufs- 
organisation zu gelangen. Diese leitenden Positionen 2. Wird im Heimat- oder Herkunftsland eine Be- 
kennen jedoch Inländern Vorbehalten werden, wenn scheinigung darüber, daß kein Konkurs erfolgt ist, 

die betreffende Organisation auf Grund einer Rechts- nicht ausgestellt, so kann sie durch eine eidesstatt- 

vorschrift an der Ausübung der öffentlichen Gewalt liehe Erklärung ersetzt werden, die der Betreffende 

teilnimmt. vor einer zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbe- 

hörde, einem Notar oder einer hierzu befugten für 

3. Im Großherzogtum Luxemburg verleiht die Zu- seinen Rpruf zuständigen Sltille des Heimat- oder 
gehörigkpit zur Handelskäiimier, zur Handwerks- Herkunftslandes abgegeben hat. 

kammer und zur Landwirtschaftskammer den Begün- 
stigten nicht das Recht auf Teilnahme an der Wahl 3. Die gemäß den Absätzen 1 und 2 ausgestellten 
der Verwaltungsorgane. Bescheinigungen dürfen bei ihrer Vorlage nicht älter 

als drei Monate sein. 

A r t i k e 1 6 Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der in 

Artikel 8 vorgesehenen Frist die für die Ausstellung 
Die Mitgliedstaaten gewähren ihren Staatsange- der vorgenannten Bescheinigungen zuständigen Be- 
hörigen, die sich zur Ausübung einer der in Artikel 2 hörden und Stellen und unterrichten davon unver- 
bezeichneten Tätigkeiten in einen anderen Mitglied- züglich die anderen Mitgliedstaaten und die Kom- 
staat begeben, keine Beihilfe, durch welche die Nie- mission. 
derlassungsbedingungen verfälscht werden könnten. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 

Maßnahmen, um dieser Richtlinie binnen sechs Mo- 

^ . I naten nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen und 

Staatsangehörigen für die Ausübung einer der in 

Artikel 2 genannten Tätigkeiten ein Zuverlässig- 
keitsnachweis und der Nachweis, daß sie vorher 
nicht in Konkurs gegangen sind, oder nur einer die- 
ser beiden Nachweise verlangt, so erkennt dieses Artikel 9 

Land bei Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten 

als ausreichenden Nachweis die Vorlage eines Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
Strafregisterauszuges oder in Ermangelung dessen richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 


Artikel 7 

1. Wird in einem Aufnahmeland von den eigenen 
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Anhang 


Tätigkeiten, die unter Artikel 2 Absatz (1) Buchstaben a) bis i) fallen 


a) „Technische Hilfe" ; 

Erteilung von Ratschlägen und Informationen in 
allen Tätigkeitsbereichen der individuell oder 
gemeinschaftlich betriebenen Landwirtschaft und 
des Gartenbaus vor allem auf folgenden Ge- 
bieten: 

— Technik der landwirtschaftlichen und garten- 
bauwirtschaftlichen Erzeugung, 

— Technik (auf der Stufe des Betriebes) der Auf- 
bereitung, Verarbeitung und des Verkaufs 
von Erzeugnissen der Landwirtschaft und des 
Gartenbaus, 

— Erwerb und Einsatz von Betriebsmitteln, 

— Erwerb, Einrichtung und Nutzung von Investi- 
tionsgütern, 

— Betriebsorganisation und Arbeitswirtschaft, 
landwirtschaftliche Buchführung und ganz all- 
gemein die Betriebsführung, 

— Hauswirtschaft, 

— Ausbildung des Personals, 

— landwirtschaftliche Genossenschaftswesen 
(Genossenschaften), horizontale Zusammen- 
arbeit und vertikale Integration, 

— Boden- und Strukturverbesserung (z. B. Ero- 
sionsbekämpfung, Be- und Entwässerung, 
Flurbereinigung, Aufstockung und Aussied- 
lung, Neulandgewinnung) ; 

b) „Unkraut- und Schädlingsbekämpfung, Spritzen 
von Pflanzen und Anbauflächen": 

Alle von Hand oder mit technischen Hilfsmitteln, 
von Land-, Luft- oder Wasserfahrzeugen ausge- 
führte Arbeiten, die geeignet sind, Unkraut sowie 
alle Arten von Schädlingen der Pflanzen und 
Tiere, sowie ihrer Produkte und solche Schäd- 
linge, die im Boden, im Wasser, in der Luft, in 
Gebäuden und bei gelagerten Erzeugnissen auf- 
treten, auf mechanischem, chemischem oder bio- 
logischem Wege zu bekämpfen oder ihr Auftreten 
zu verhüten; 

c) „Schneiden von Bäumen" : 

Schneiden von Bäumen und ähnlichen Pflanzen 
(z. B. Weiden, Korbweiden) von Hand oder mit 
technischen Hilfsmitteln; 

d) „Pflücken, Verpackung und Aufmachung" : 

Alle von Hand oder mit mechanischen Hilfsmit- 
teln ausgeführten Arbeiten betreffen: 

• — das Ernten von Erzeugnissen des Obst-, Ge- 
müse- und Gartenbaus sowie der Sonderkul- 
turen (z. B. Weintrauben, Hopfen, Tabak, 
Oliven, Blumenzwiebeln, Gewürz- und Arz- 
neipflanzen) ; 


— Sortieren, Reinigen, Trocknen, Lagern, Ver- 
packen und Kennzeichnen der obengenannten 
Erzeugnisse; 

e) „Nutzung (Bewirtschaftung) von Bewässerungs- 
anlagen": 

Alle Arbeiten, die mit der Benutzung von Bereg- 
nungs-, Berieselungs- oder anderen Bewässe- 
rungsanlagen für die landwirtschaftliche und gar- 
tenbauliche Erzeugung verbunden sind; 

f) „Vermietung landwirtschaftlicher Maschinen" : 

Kurz- oder langfristige — vertragliche und ent- 
geltliche — Überlassung von Maschinen und Ge- 
räten, die zur Ausführung von landwirtschaft- 
lichen und gartenbaulichen Arbeiten vor, in und 
nach dem Erzeugungsstadium eingesetzt werden, 
einschließlich von Zugmaschinen und Anhängern 
für den landwirtschaftlichen Gebrauch; 

g) „Bodenpflege und Bodenbearbeitung" : 

Alle von Hand oder mit technischen Hilfsmitteln 
ausgeführten Arbeiten, die der Nutzbarmachung 
und Verbesserung des Bodens sowie der Bearbei- 
tung vor, bei und nach dem Anbau von Pflanzen 
dienen, insbesondere: 

— Roden von Wurzelstöcken, Umbrechen \on 
Grün-, Brauch- und Unland, Untergrundlocke- 
rung, Terrassieren, Planieren, Sammeln von 
Steinen, Tiefpflügen, 

— Pflügen, Rigolen, Fräsen, 

— Ausbringen von Stallmist, Handelsdünger und 
Bodenverbesserungsmitteln jeglicher Art, 

— Saat- und Pflanzbettbereitung, Säen und Pflan- 
zen, 

— Jäten, Hacken, Häufeln, Walzen; 

h) „Mähen und Einbringen der Ernte, Dreschen, 
Pressen, Einsammeln mit mechanischen und nicht- 
mechanischen Mitteln" : 

Alle von Hand oder mit mechanischen und nicht- 
mechanischen Hilfsmitteln ausgeführten Arbeiten, 
die — auf der Stufe des Betriebes — mit der 
Ernte und Aufbereitung von Acker- und Grün- 
landgewächsel Zusammenhängen (wobei die 
Ernte von Obst, Gemüse und Gartenbauerzeug- 
nissen sowie Sondererzeugnissen unter Buch- 
stabe d) fällt). Es geht hier vor allem um: 

— Mähen und Dreschen (Mäh, Stand- und Scheu- 
nendrusch) von Gramineen, Leguminosen und 
Kruziferen, 

— Roden und Einsammeln von Hackfrüchten, 
Raufen und Aufbereiten von Flachs, 

— Strohbearbeitung und -bergung. 
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— sämtliche Arbeiten der Grün-, Saft- und Rauh- 
futtergewinnung (wie Schneiden, Häckseln, 
Zerreißen und Sammeln des Gründgutes, 
Boden-, Gerüst- oder künstliche Trocknung, 
Dämpfen, Silagebereitung), 

— das Verbringen des Erntegutes mit Förderge- 
räten, Gebläsen usw., 

— das Sortieren, Reinigen, Trocknen, Verlagern, 
Verpacken und Kennzeichnen von obenge- 
nannten Erzeugnissen f 

i) „Die nicht in der Liste aufgeführten Dienste“ ; 

Alle Dienste in der Landwirtschaft und im Gar- 
tenbau, die von Hand oder mit mechanischen und 
nichtmechanischen Hilfsmitteln ausgeführt wer- 
den und nicht unter die obigen Rubriken fallen; 
hierzu gehören vor allem: 

— Arbeiten der Viehhaltung wie z. B. künstliche 
Besamung, Melken, Stallentmisten, Schaf- 
scheren, 

— einige besondere Arbeiten wie z. B. das Rei- 
nigen von Gewächshäusern und Frühbeet- 
fenstern. 
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Begründung 


Das vom Rat am 18, Dezember 1961 erlassene 
Allgemeine Programm zur Aufhebung der Beschrän- 
kungen der Niederlassungsfreiheit enthält einen be- 
sonderen Zeitplan für die Landwirtschaft, wonach 
alle sonstigen Beschränkungen für den Zugang von 
Landwirten, die Staatsangehörige anderer Mitglied- 
staaten sind, zu den landwirtschaftlichen Tätigkeiten 
am Ende der Übergangszeit zu beseitigen sind. 

Die meisten dieser „sonstigen Beschränkungen" d. h. 
der nach Annahme der in Abschnitt IV - F - 1, 2, 3, 4 
und 5 des Allgemeinen Programms vorgesehenen 
Richtlinien noch bestehenden Beschränkungen wer- 
den durch die „Richtlinie des Rates . . . über die 
Einzelheiten der Verwirklichung der Niederlas- 
sungsfreiheit bei den selbständigen Tätigkeiten in 
der Landwirtschaft" beseitigt werden. Der Anwen- 
dungsbereich dieser Richtlinie erstreckt sich aber 
nicht auf die landwirtschaftlichen Dienste, die Gegen- 
stand dieser Richtlinie bilden. Wegen des im Allge- 
meinen Programm vorgesehenen unterschiedlichen 
Zeitplans “) für die Beseitigung der Beschränkungen 
des freien Dienstleistungsverkehrs wurde die Nie- 
derlassungsfreiheit für die selbständigen landwirt- 
schaftlichen Dienste durch die Richtlinie des Rates 
65/1 vom 14. Dezember 1964 verwirklicht ^). 

Die landwirtschaftlichen Dienste 

Hier sei kurz daran erinnert, daß die landwirtschaft- 
lichen Dienst einen besonders wichtigen Sektor der 
landwirtschaftlichen Tätigkeiten darstellen. Sie sind 
ein wesentlicher Faktor des Fortschritts und der 
wirtschaftlichen Integration und ihre sachgerechte 
Entwicklung muß sichergestellt werden. 

Zu den wichtigsten Diensten gehört die technische 
Hilfe, die unmittelbar bei der Wahl der Mittel ein- 
setzt, deren sich der Landwirt bedient, sie soll ihn 
über die neuen Betriebsmethoden und Techniken 
unterrichten bzw. ihn zu ihrer Annahme und An- 
passung veranlassen, damit er Produktion und Ab- 
satz den Erfordernissen der Wirtschaft anpassen 
kann. 

Auch die leichtere Inanspruchnahme von betriebs- 
fremden Dienstleistungen die zu Wettbewerbsprei- 
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sen angeboten werden und die in der Verwendung 
leistungsfähiger oder spezialisierter Geräte unter 
sachkundiger Anleitung bestehen, bietet dem Land- 
wirt eine Reihe von Vorteilen; so kann er mit ihrer 
Hilfe einen Überbesatz an Geräten vermeiden und 
einem vorübergehenden oder anhaltenden Arbeits- 
kräftemangel begegnen; er kann seine Arbeit ratio- 
neller gestalten, seine Produktionsmittel wirksamer 
einsetzen und seine Produktion den Marktbedin- 
gungen leichter anpassen. 

Anwendungsbereich 

Wegen der besonderen Merkmale der landwirt- 
schaftlichen Dienste — eine Bezeichnung, unter 
welche die (in wirtschaftlichem Sinne verstandenen) 
Dienste auf diesem Gebiet fallen — hat das Allge- 
meine Programm zur Aufhebung der Beschränkun- 
gen des freien Dienstleistungsverkehrs einen beson- 
deren Zeitplan für diese Tätigkeiten vorgesehen. In 
Abschnitt V - C - d sind die verschiedenen Dienste 
aufgeführt, bei denen der freie Dienstleistungsver- 
kehr durch Richtlinie des Rates 65d vom 14. Dezem- 
ber 1964 eingeführt wurde. 

Das Allgemeine Programm zur Aufhebung der Be- 
schränkungen des freien Dienstleistungsverkehrs 
enthält keine Aufzählung der betroffenen Tätig- 
keiten, sondern verweist auf Anlage V der Allge- 
meinen Programme, die die Hauptgruppe 01 enthält, 
die ihrerseits in die Gruppen 011 Landwirtschaft und 
Tierzucht und aus 012 landwirtschaftliche Dienste 
(außer: 0121 und 0122) der internationalen Syste- 
matik der Wirtschaftszweige unterteilt ist. 

Die Gruppe aus 012 landwirtschaftliche Dienste um- 
faßt die in Abschnitt V - C - d des Allgemeinen Pro- 
gramms zur Aufhebung der Beschränkungen des 
freien Dienstleistungsverkehrs aufgezählten Tätig- 
keiten. Aus diesem Grunde erwähnt Artikel 2 des 
Richtlinienvorschlags die Gruppe aus 012 und zählt 
gleichzeitig die in Artikel 2 der Richtlinie 65/1 „freier 
Dienstleistungsverkehr" genannten landwirtschaft- 
lichen Dienst auf. 

Wie bereits erwähnt, sind die Untergruppen 0121 
und 0122 (Landwirte, tierärztliche Dienste, Tier- 
kliniken) nicht in Anlage V der Allgemeinen Pro- 
gramme enthalten. Die Aufhebung der Beschränkun- 
gen und die gegenseitige Anerkennung der Diplome 
auf diesem Gebiet werden in späteren Vorschlägen 
behandelt. 
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